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Beschränkungen ausländischer 
Unternehmensbeteiligungen 
zum Schutz vor „Staatsfonds“ – 
Rechtliche Grenzen eines neuen 
Investitionsprotektionismus 
 
 
I. Einleitung 
 
Am 4. Dezember 2007 hat der 21. 
Parteitag der CDU Deutschlands 
unter dem Titel „In Chancen den-
ken – Strategische Standortpolitik 
im 21. Jahrhundert“ einen Be-
schluss gefasst, der im Kern vor-
sieht, dass ausländische Investitio-
nen in Deutschland einer Kontrolle 
unterliegen und ggf. untersagt bzw. 
mit Auflagen versehen werden kön-
nen. Auch andere Bundesparteien 
vertreten in der Sache eine ähnliche 
Position. Weitergehend parallel zu 
dieser parteipolitischen Entwicklung 
wird seit einiger Zeit auch in der 
Bundesregierung an gesetzgeberi-
schen Plänen gearbeitet, ausländi-
sche Investitionen in deutsche Un-
ternehmen Kontrollzugriffen des 
Staates zu unterstellen. Zwischen-
zeitlich wurde bereits ein erster 
„Entwurf eines Dreizehnten Geset-
zes zur Änderung des Außenwirt-
schaftsgesetzes und der Außenwirt-
schaftsverordnung“ bekannt, der 
ausschließlich dieses Ziel zum Ge-
genstand hat (verfügbar unter: 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navi-
g a t i o n / S e r v i c e / g e s e t z e , d i d = 
223394.html; vgl. hierzu auch z.B. 
FAZ v. 5.12.2007, S. 13; Müller, 
Heikler Schutz vor Staatsfonds, 
FAZ v. 5.12.2007, S. 27). 
 

Bei den nachfolgenden kurzen Aus-
führungen geht es nicht darum, die 
unter dem Stichwort „Staatsfonds“ 
geführte Debatte in Deutschland 
zur vermeintlichen Notwendigkeit 
der Beschränkung ausländischer In-
vestitionen wirtschaftspolitisch 
nachzuzeichnen und zu bewerten. 
Der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung hat hierzu alles Not-
wendige in seinem Jahresgutachten 
2007/2008 (S. 385 ff.) gesagt 
(verfügbar unter: http://www. 
sachverstaendigenrat-wirtschaft.de). 
Vielmehr soll es hier darum gehen, 
den vorliegenden Entwurf zu einer 
Änderung des Außenwirtschaftsge-
setzes (AWG) und der Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV) einer 
kurzen rechtlichen Prüfung zu un-
terziehen und damit zu einer inten-
siveren Diskussion einzuladen. Da-
bei wird sich zeigen, dass jedenfalls 
in der vorliegenden Fassung der 
Entwurf des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums, der in weiten Bereichen 
öffentlich bekannt gemachten Vor-
schlägen verschiedener Parteien ent-
spricht, rechtlich problematisch ist. 
 
II. Maßgeblicher Rechtsrahmen 
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf 
sieht an zentraler Stelle vor, dass ein 
neuer § 7 Abs. 2 Nr. 6 AWG einge-
führt wird. Hiernach sollen – in Er-
gänzung zu den schon seit einiger 
Zeit bestehenden und rechtlich 
weitgehend unproblematischen 
Möglichkeiten der Beschränkung 
von ausländischen Investitionen in 
den Bereichen Kriegswaffen, Rüs-
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tungsgüter und Kryptosysteme (§ 7 
Abs. 2 Nr. 5 AWG) – auch be-
schränkt  werden können 
„Rechtsgeschäfte, über den Erwerb 
gebietsansässiger Unternehmen oder 
von Anteilen an solchen Unterneh-
men, wenn infolge des Erwerbs die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland 
gefährdet ist“. Diese allgemeine Be-
schränkungsmöglichkeit wird zwar 
im Hinblick auf die Tatbestands-
merkmale „öffentliche Ordnung 
und Sicherheit“ inhaltlich nicht 
weiter konkretisiert, jedoch finden 
sich im Gesetzesentwurf Konkreti-
sierungen der Rechtsfolge und des 
anwendbaren Verfahrens, auf die 
zurückzukommen ist. 
 
Die rechtliche Zulässigkeit der ge-
planten Neuregelung zur Beschrän-
kung ausländischer Investitionen in 
Deutschland bemisst sich zunächst 
nach Europäischem Gemeinschafts-
recht. Einschlägig ist hierbei in Ab-
grenzung zur Niederlassungsfreiheit 
– worauf nicht näher eingegangen 
werden soll – die Kapital- und Zah-
lungsverkehrsfreiheit nach Art. 56 
EG. Dabei ist zu beachten, dass als 
Besonderheit im System der Grund-
freiheiten des EG-Vertrages die Ka-
pital- und Zahlungsverkehrsfreiheit 
nicht nur im Binnenmarkt wirkt, 
sondern vielmehr auch zu Gunsten 
von Unternehmen aus Drittstaaten 
anwendbar ist (vgl. explizit z.B. 
EuGH, Rs. C-452/04, Fidium Fi-
nanz AG/Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht, Urt. v. 
3.10.2006, Rz. 25). Das ergibt sich 
bereits aus dem klaren Wortlaut von 

Art. 56 EG („… zwischen den Mit-
gliedstaaten und dritten Ländern 
…“) und folgt im Übrigen auch aus 
dem systematischen Zusammen-
hang mit Art. 57 Abs. 1 EG, der auf 
Direktinvestitionen aus Drittstaaten 
bezogen zeitlich befristete Sonderre-
gelungen zulässt. Nach Art. 57 Abs. 
1 EG erfasst die Kapital- und Zah-
lungsverkehrsfreiheit nicht solche 
Beschränkungen der Mitgliedstaa-
ten im Hinblick auf u.a. Direktin-
vestitionen aus Drittstaaten, die vor 
dem 31. Dezember 1993 bereits in 
Kraft waren. Diese Sonderregelung 
wird in der politischen Diskussion 
regelmäßig übersehen, wenn darauf 
verwiesen wird, dass auch viele an-
dere EU-Mitgliedstaaten Investitio-
nen aus Drittstaaten kontrollieren 
und ggf. untersagen. Insbesondere 
das immer wieder angeführte Bei-
spiel Frankreichs ist insofern un-
tauglich, da die einschlägige franzö-
sische Regelung, erstens, vor dem 
31. Dezember 1993 in Kraft getre-
ten ist, und, zweitens, soweit Art. 57 
Abs. 1 EG nicht greift, die Regelung 
Gegenstand eines anhängigen Ver-
tragsverletzungsverfahrens ist. 
 
Soweit Art. 56 EG in Abgrenzung 
zu Art. 43 EG durch Beschränkun-
gen ausländischer Investitionen be-
troffen ist, kommt im Übrigen nur 
eine Rechtfertigung einer solchen 
Beschränkung nach Art. 58 Abs. 1 
lit. b) EG im Hinblick auf den 
Schutz der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit sowie ggf. – aller-
dings vorliegend kaum einschlägig – 
nach den Grundsätzen der sog. Cas-
sis-Rechtsprechung („zwingende 
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Gründe des Allgemeininteresses“) in 
Betracht. 
 
Über das EG-Recht hinausgehend 
sind auch die Rechtsbindungen zu 
beachten, die sich aus der Rechts-
ordnung der Welthandelsorganisati-
on (WTO) ergeben. Namentlich 
das Allgemeine Dienstleistungsab-
kommen (GATS) der WTO enthält 
im Rahmen des sog. mode 3 
(kommerzielle Präsenz) i.V.m Art. 
XVI GATS konkrete Marktzu-
gangsverpflichtungen für ausländi-
sche Investoren, soweit hierzu für 
einen konkreten Dienstleistungssek-
tor von der EG und ihren Mitglied-
staaten spezifische Verpflichtungen 
übernommen wurden. Ohne hier 
auf Details der einschlägigen Ver-
pflichtungsliste der EG und ihrer 
Mitgliedstaaten eingehen zu kön-
nen, ist darauf hinzuweisen, dass in 
bedeutungsvollen Sektoren wie z.B. 
dem Telekommunikationsbereich 
entsprechende Marktzugangsver-
pflichtungen der EG bestehen. Ähn-
lich wie im EG-Recht bleibt damit 
bei einer Beschränkung des Zugangs 
für ausländische Investoren nur die 
Möglichkeit einer Rechtfertigung, 
und zwar konkret nach Art. XIV 
GATS. Hiernach können dem 
GATS widersprechende Maßnah-
men ausnahmsweise gerechtfertigt 
sein, wenn sie erforderlich sind „um 
die öffentliche Moral oder die öf-
fentliche Ordnung aufrechtzuerhal-
ten“ (Art. XIV lit. a) GATS) oder 
wenn es um Maßnahmen geht, die 
notwendig sind zur Einhaltung von 
Gesetzen zur Sicherheit, wenn diese 
Gesetze selbst nicht im Wider-

spruch zum WTO-Recht stehen 
(Art. XIV lit. c) (iii) GATS). 
Schließlich besteht nach dem GATS 
natürlich auch noch die Möglich-
keit, entweder gar keine Verpflich-
tungen zum Marktzugang für aus-
ländische Investitionen einzugehen 
bzw. eine entsprechende Verpflich-
tung inhaltlich einzuschränken. 
Diesen Weg haben zahlreiche 
WTO-Mitglieder – z.B. China im 
Hinblick auf Beteiligungsbeschrän-
kungen im Bankensektor – gewählt. 
 
Rechtliche Grenzen der Beschrän-
kung ausländischer Investitionen 
ergeben sich weiterhin aus dem  
OECD Kodex zur Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs, der in der 
Form eines rechtlich bindenden Be-
schlusses des OECD-Rates bereits 
seit 1961 gilt. Der Kodex enthält – 
in seiner heutigen Fassung – weit-
reichende Liberalisierungsverpflich-
tungen u.a. für ausländische Direkt-
investitionen. Zugleich sieht er – 
ähnlich wie das EG-Recht – Recht-
fertigungsmöglichkeiten für Be-
schränkungen unter Gesichtspunk-
ten des ordre public vor und eröff-
net die Möglichkeit für die OECD-
Mitglieder, von seinem Anwen-
dungsbereich bestimmte Wirt-
schaftssektoren auszunehmen. 
Deutschland hat von dieser Mög-
lichkeit insbesondere im Rundfunk- 
und Fernsehbereich sowie mit Blick 
auf Pensionskassen Gebrauch ge-
macht. 
 
Schließlich ist kurz noch darauf hin-
zuweisen, dass Deutschland Ver-
tragspartei von 125 in Kraft getrete-
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nen und weiteren 16 unterzeichne-
ten bilateralen Investitionsförde-
rungs- und –schutzverträgen ist. 
Diese Verträge enthalten zwar regel-
mäßig keine Marktzugangsver-
pflichtungen für ausländische Inves-
titionen, so dass diesbezügliche Be-
schränkungen zunächst nicht erfasst 
sind. Allerdings sind für ausländi-
sche Investitionen in Deutschland 
die sog. Behandlungsstandards, ins-
besondere Nichtdiskriminierung 
und gerechte und billige Behand-
lung, zu beachten. Überdies ist welt-
weit ein Trend zu beobachten, auch 
den Marktzugang zum Gegenstand 
bilateraler Investitionsschutzabkom-
men zu machen. Das ist jedenfalls 
rechtspolitisch nicht ohne Belang. 
 
II. Im Einzelnen: EG-Recht 
 
1. Materielles EG-Recht 
 
Die konkrete rechtliche Bewertung 
des vorliegenden Gesetzesentwurfes 
hat in erster Linie im Lichte von 
Art. 56 EG zu erfolgen. Dabei ist 
zunächst zu beachten, dass der freie 
Kapital- und Zahlungsverkehr nach 
ständiger Rechtsprechung des 
EuGH immer dann beeinträchtigt 
ist, wenn durch eine mitgliedstaatli-
che Maßnahme ausländische Inves-
titionen beschränkt oder Investoren 
davon abgehalten werden, eine In-
vestition zu tätigen, im Ergebnis 
eine Investition also weniger attrak-
tiv ist. Auf eine konkrete Beein-
trächtigung der Interessen eines aus-
ländischen Investors kommt es da-
bei nicht an; schon die potenzielle 
und mittelbare Beeinträchtigung 

erfüllt das Beschränkungsmerkmal 
(siehe zuletzt EuGH, Rs. C-113/05, 
Kommission/Deutschland, EuZW 
2007, 697 ff. [VW-Gesetz]). Damit 
konzentriert sich die Frage der 
Möglichkeit der Beschränkung aus-
ländischer Investitionen in Deutsch-
land zwangsläufig auf Rechtferti-
gungsgründe, namentlich Gesichts-
punkte der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit i.S.v. Art. 58 Abs. 1 
lit. b) EG. In der politischen Dis-
kussion wird insofern zwar regelmä-
ßig auf die vermeintlichen Gefah-
ren, die Investitionen sog. ausländi-
scher Staatsfonds verursachen kön-
nen, verwiesen. EG-rechtlich ist die-
se Fokussierung auf Staatsfonds in-
des unbeachtlich, da im Anwen-
dungsbereich von Art. 56 EG keine 
Differenzierung im Hinblick auf die 
Herkunft einer Investition möglich 
ist. 
 
Der Rechtfertigungsgrund der 
„öffentlichen Ordnung und Sicher-
heit“ i.S.v. Art. 58 Abs. 1 lit. b) EG 
ist eng auszulegen und unterliegt in 
jedem Fall zusätzlich dem Verhält-
nismäßigkeitsgebot. Demnach kann 
sich ein Mitgliedstaat nur dann mit 
Erfolg auf den Rechtfertigungs-
grund berufen, „wenn eine tatsächli-
che und hinreichend schwere Ge-
fährdung vorliegt, die ein Grundin-
teresse der Gesellschaft berührt“ 
(EuGH, Rs. C-503/99, Kommissi-
on/Belgien, Slg. 2002, I-4809 Rz. 
47). Überdies verlangt der EuGH, 
dass ein Eingriff in die Kapital- und 
Zahlungsverkehrsfreiheit auf der 
Grundlage von objektiven, im Ein-
zelnen genau gesetzlich umschriebe-



 

 

Page 6 

nen Kriterien erfolgen muss, so dass 
die Betroffenen erkennen können, 
unter welchen konkreten objektiven 
Umständen ihre Rechte aus Art. 56 
Abs. 1 EG von mitgliedstaatlichen 
Behörden eingeschränkt werden 
können. Dem Einzelnen muss also, 
so der EuGH, „der Umfang seiner 
Rechte und Pflichten aus Artikel 56 
EG … erkennbar“ sein, was die 
Möglichkeit behördlicher Ermes-
sensentscheidung weitgehend aus-
schließt (EuGH, Rs. C-463/00, 
Kommission/Spanien, Slg. 2003, I-
4581 Rz. 74 ff.). 
 
Im vorliegenden Gesetzesentwurf 
zur Änderung des AWG wird zent-
ral darauf abgestellt, dass Einschrän-
kungen der Kapital- und Zahlungs-
verkehrsfreiheit in wichtigen Infra-
strukturbereichen nach Art. 58 Abs. 
1 lit. b) EG möglich sind. Mit die-
sem pauschalen Verweis auf gegebe-
ne Rechtfertigungsmöglichkeiten 
wird indes das eigentliche Problem 
heruntergespielt bzw. verschleiert. 
Um die Möglichkeit der Rechferti-
gung der vorgeschlagenen Regelung 
bewerten zu können, ist zunächst 
genauer auf den vorgeschlagenen 
Regelungsmechanismus zur Kon-
trolle ausländischer Investitionen in 
Deutschland einzugehen. 
 
Die generelle Ermächtigung im 
neuen § 7 Abs. 2 Nr. 6 AWG zur 
Beschränkung von ausländischen 
Investitionen soll durch einen de-
taillierten Kontrollmechanismus er-
gänzt werden. Im Einzelnen soll 
durch § 31 Abs. 3 AWG iVm § 53 
AWV n.F. ein Prüfungsrecht des 

Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi) in allen 
Fällen gegeben sein, in denen aus-
ländische Unternehmen an deut-
schen Unternehmen mehr als 25% 
Stimmrechte halten bzw. durch Be-
teiligung erwerben. Wenn die 25%-
Grenze überschritten wird, besteht 
für drei Monate ab Veröffentli-
chung des Übernahmeangebotes 
bzw. Abschluss des entsprechenden 
Kaufvertrages ein Prüfungsrecht des 
BMWi. Zugleich ist vorgesehen, 
dass während dieser drei Monate 
das maßgebliche Rechtsgeschäft im-
mer, also auch wenn von dem Prü-
fungsrecht durch das BMWi kein 
Gebrauch gemacht wird, schwebend 
unwirksam ist. Wenn das BMWi 
ein förmliches Prüfungsverfahren 
einleitet, bleibt das Rechtsgeschäft 
bis zum Abschluss der Prüfung 
schwebend unwirksam. Im Ergebnis 
bedeutet dies, dass alle ausländi-
schen Unternehmensbeteiligungen 
in Deutschland, die die 25%-
Grenze überschreiten, immer für 
mindestens drei Monate schwebend 
unwirksam sind, und zwar unab-
hängig davon, ob die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit durch die 
maßgebliche ausländische Investiti-
on betroffen ist. Als einzige Ausnah-
me hiervon ist vorgesehen, dass der 
ausländische Investor von sich aus 
den entsprechenden Unternehmens-
erwerb beim BMWi anzeigt und 
eine Überprüfung beantragt. In die-
sem Fall verkürzt sich das Prüfungs-
recht des BMWi auf einen Monat 
(§ 53 Abs. 3 und 4 AWV n.F.). An-
sonsten, das ist nochmals zu beto-
nen, findet eine routinemäßige 
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Kontrolle aller ausländischer Inves-
titionen in Deutschland durch das 
BMWi statt, um zu prüfen, ob das 
entsprechende Rechtsgeschäft in 
den Anwendungsbereich des neuen 
§ 7 Abs. 2 Nr. 6 AWG fällt – also 
erstens die 25%-Grenze erreicht 
und, zweitens, die öffentliche Ord-
nung und Sicherheit betroffen ist. 
 
Der dargestellte Regelungsmecha-
nismus, der ersichtlich weit über die 
reine Beschränkungsmöglichkeit 
mit Blick auf die öffentliche Ord-
nung und Sicherheit hinausgeht, hat 
zwangsläufig Konsequenzen für die 
EG-rechtliche Bewertung. Im Ge-
gensatz zu den wenig hilfreichen 
Ausführungen in der Begründung 
des vorliegenden Gesetzesentwurfes 
ist insofern auf der einen Seite zwi-
schen der Beteiligungsbeschränkung 
im Einzelfall im Hinblick auf ein 
konkretes Rechtsgeschäft in einem 
Wirtschaftssektor, der für die öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit 
von zentraler Bedeutung ist, und 
auf der anderen Seite der ohne nä-
here Spezifikation erfolgenden rou-
tinemäßigen Überprüfung aller Be-
teiligungsgeschäfte, die die 25%-
Grenze überschreiten, zu differen-
zieren. Während im Einzelfall die 
Beschränkung oder Untersagung 
einer ausländischen Investition un-
ter Gesichtspunkten der öffentli-
chen Ordnung und Sicherheit 
durchaus möglich ist, begegnet der 
vorgesehene Mechanismus einer 
Routineüberprüfung in Verbindung 
mit einer dreimonatigen schweben-
den Unwirksamkeit des Beteili-
gungsgeschäftes erheblichen Beden-

ken. Die routinemäßige Überprü-
fung und insbesondere die vorgese-
hene schwebende Unwirksamkeit 
sind geeignet, ausländische Investiti-
onen in Deutschland weniger att-
raktiv zu machen. Das liegt ange-
sichts der durch diesen Mechanis-
mus zwangsläufig eintretenden 
Rechtsunsicherheit und den inso-
fern entstehenden Transaktionskos-
ten auf der Hand. Damit müsste der 
generelle Überprüfungsmechanis-
mus unter Gesichtspunkten der öf-
fentlichen Ordnung und Sicherheit 
sowie der Verhältnismäßigkeit ge-
rechtfertigt sein. Vor dem Hinter-
grund der klaren Aussagen des 
EuGH zur Notwendigkeit objekti-
ver, klar umrissener und genauer 
Eingriffskriterien unter Ausschluss 
eines weiten behördlichen Ermes-
senspielraum als Konkretisierung 
der Verhältnismäßigkeit einer mög-
lichen Rechtfertigung nach Art. 58 
Abs. 1 lit. b) EG, lässt sich eine sol-
che Rechtfertigung nicht begrün-
den. Die pauschale Überprüfung 
aller Investitionstätigkeiten, die die 
25%-Grenze überschreiten, sowie 
deren durchgängige schwebende 
Unwirksamkeit stehen insofern in 
keinem Verhältnis zum Ziel, in ei-
nem ausnahmsweise gegebenen Ein-
zelfall gesellschaftsexistentielle Be-
lange zu sichern. 
 
2. Rechtsetzungskompetenz der Bun- 
     desrepublik 
 
Über die Problematik einer nicht zu 
rechtfertigenden Beschränkung des 
Kapital- und Zahlungsverkehrs 
durch den vorgesehen Überprü-
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fungsmechanismus hinausgehend ist 
auch darauf hinzuweisen, dass die 
vorgeschlagene Neuregelung im 
deutschen Außenwirtschaftsrecht in 
absehbarer Zeit wohl obsolet sein 
wird. Hintergrund hierfür ist die 
durch den Vertrag von Lissabon er-
folgende Neufassung des heutigen 
Art. 133 Abs. 1 EG durch Art. 188c 
Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union. Hiernach 
wird die Gemeinsame Handelspoli-
tik der EU nach dem In-Kraft-
Treten des Vertrages von Lissabon 
nunmehr auch ausländische Direkt-
investitionen erfassen. Da es sich bei 
der Gemeinsamen Handelspolitik 
um eine ausschließliche Kompetenz 
der EU schon heute handelt und 
auch nach dem Vertrag von Lissa-
bon handeln wird (vgl. Art. 2 Abs. 1 
e) EU-Vertrag i.d.F. des Vertrages 
von Lissabon) und daher jedes mit-
gliedstaatliche Handeln schon kraft 
der Existenz dieser EU-Kompetenz 
ausgeschlossen ist (vgl. Art. 2a Abs. 
1 EU-Vertrag i.d.F. des Vertrages 
von Lissabon), werden sich im hier 
interessierenden Zusammenhang 
mit dem In-Kraft-Treten des Ver-
trags von Lissabon erkennbar Prob-
leme für das innerstaatliche deut-
sche Recht ergeben. Wenn man, 
wofür insbesondere die systemati-
sche Klarheit des Vertrag von Lissa-
bon spricht, davon ausgeht, dass es 
sich auch bei Direktinvestitionen 
i.S.v. des neuen Art. 188c um eine 
ausschließliche EU-Kompetenz han-
delt, werden in absehbarer Zeit in-
nerstaatliche Rechtsregeln, die sich 
auf ausländische Direktinvestitionen 
beziehen, nicht mehr anwendbar 

sein. Ob das auch für Regelungen 
zu Portfolioinvestitionen aus dritten 
Staaten geht, ist zwar etwas unklar. 
Zu konstatieren ist aber jedenfalls, 
dass die überwiegende Anzahl der 
Anwendungsfälle der hier interessie-
renden Neuregelungen in AWG 
und AWV dem Begriff 
„Direktinvestitionen“ im Sinne des 
neuen Art. 188c Abs. 1 Vertrag über 
die Arbeitsweise der Europäischen 
Union zuzuordnen sein wird. Wenn 
der Vertrag von Lissabon wie vorge-
sehen Mitte 2009 in Kraft tritt, gibt 
es also gute Gründe davon auszuge-
hen, dass keine substantielle Bedeu-
tung der heute in Deutschland dis-
kutierten Neuregelungen in AWG 
und AWV mehr verbleibt. 
 
III. Implikationen für WTO/  
         GATS 
 
Abschließend ist, wie bereits ange-
deutet, nochmals in Erinnerung zu 
rufen, dass die dargestellten EG-
rechtlichen Probleme der geplanten 
bzw. geforderten Überprüfung von 
ausländischen Investitionen in 
Deutschland in ähnlicher Form mit 
Blick auf das WTO/GATS-Recht 
bestehen. Sofern in einem Dienstlei-
tungssektor von der EG und ihren 
Mitgliedstaaten spezifische Markt-
zugangsverpflichtungen übernom-
men wurden, wie z.B. im Telekom-
munikationsbereich, ist es gem. Art. 
XVI:2 (c) GATS unzulässig, einen 
entsprechenden Marktzugang eines 
Investors aus einem anderen WTO-
Mitgliedstaat teilweise oder vollstän-
dig zu beschränken (zu Einzelheiten 
siehe insbes. United States – Measu-
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res Affecting the Cross-Border 
Supply of Gambling and Betting 
Services, Appellate Body Report v. 
7.4.2005, WT/DS285/AB/R, para. 
240 ff.), sofern nicht in der entspre-
chenden Verpflichtungsliste hierzu 
eine Ausnahmeregelung enthalten 
ist. Wenn eine unzulässige Be-
schränkung des Marktzugangs er-
folgt, kommt nur eine Rechtferti-
gung nach Art. XIV GATS in Be-
tracht. Da auch im Rahmen von 
Art. XIV GATS nur verhältnismäßi-
ge Maßnahmen gerechtfertigt sein 
können, entspricht die Rechtslage 
insofern dem EG-Recht. Ohne hier 
auf Details eingehen zu können, er-
scheint es damit auch WTO-
rechtlich kaum möglich, die pau-
schale Überprüfung aller ausländi-
schen Investitionen zu rechtfertigen. 
 
Über die konkrete WTO-rechtliche 
Bewertung der geplanten Neurege-
lungen in AWG und AWV hinaus-
gehend, ist rechtspolitisch im Übri-
gen darauf hinzuweisen, dass zuneh-
mende Investitionsbeschränkungen 
zwangläufig die laufenden Verhand-
lungen über eine fortschreitende 
Liberalisierung des internationalen 
Dienstleistungshandels in der WTO 
beeinflussen werden. Die Reziprozi-
tät der Verhandlungen über eine 
Fortentwicklung des GATS führt 
hierbei dazu, dass auf Beschränkun-
gen des Marktzugangs des einen 
WTO-Mitglieds durch reziproke 
Marktzugangsbeschränkungen an-
derer WTO-Mitglieder reagiert 
wird. Die Entwicklung einer Pro-
tektionismusspirale in den laufen-
den GATS-Verhandlungen ist da-

mit vorprogrammiert. 
 
IV. Ergebnis 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, 
dass es ungeachtet gewichtiger wirt-
schaftspolitischer Bedenken recht-
lich durchaus möglich wäre, in ein-
zelnen, besonders sensiblen Wirt-
schaftsbereichen staatliche Prü-
fungsrechte bei ausländischen Un-
ternehmensbeteiligungen vorzuse-
hen. Diese Möglichkeit ist aller-
dings beschränkt auf spezifisch zu 
nennende, einzelne Wirtschaftsekto-
ren und objektive, gesetzlich klar 
festgelegte Kriterien. Ein pauschaler 
Verweis auf die öffentliche Ord-
nung und Sicherheit genügt hierfür 
nicht. Dementsprechend gibt es kei-
ne rechtliche Rechtfertigung dafür, 
insgesamt alle ausländischen Unter-
nehmensbeteiligungen in Deutsch-
land einem potentiellen Überprü-
fungsverfahren zu unterstellen mit 
der Folge einer mindestens dreimo-
natigen schwebenden Unwirksam-
keit der entsprechenden Rechtsge-
schäfte. Der gegenwärtig vorliegen-
de „Entwurf eines Dreizehnten Ge-
setzes zur Änderung des Außenwirt-
schaftsgesetzes und der Außenwirt-
schaftsverordnung“ begegnet damit 
erheblichen Bedenken aus der Per-
spektive des EG-Rechts, zum Teil 
aber auch des WTO-Rechts.  
 
Prof. Dr. Christian Tietje ist Direktor des 
Instituts für Wirtschaftsrecht und der For-
schungsstelle für Transnationales Wirtschafts-
recht sowie Inhaber des Lehrstuhls für Öf-
fentliches Recht, Europarecht und internatio-
nales Wirtschaftsrecht an der Martin-Luther-
Universität Halle-Wittenberg.  


